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	 Einführung / Pflichtfortbildungen auf Anordnung 

1. Einführung
Die Notwendigkeit, sich fortwährend ändernden Rahmenbedingungen 
und Gegebenheiten in der Arbeitswelt anzupassen, erfordert es, dass sich 
nicht nur die kirchlichen Einrichtungen, sondern insbesondere auch deren 
Mitarbeiterinnen und MitarbeiterMitarbeiterinnen und Mitarbeiter  diesen beruflichen Herausforderungen 
anpassen und stellen. Dies macht es jedoch erforderlich, dass das Wis-
sen und die Qualifikation der Mitarbeitenden permanent auf einem hohen 
aktuellen Stand gehalten und fortlaufend vertieft und erweitert werden. 
Dementsprechend wird diesen Erfordernissen im Bereich der Fortbil-
dungen und Weiterbildungen, gerade auch im kirchlichen Bereich, sowohl sowohl 
in fachlicher Hinsicht als auch unter dem Gesichtspunkt der religiösen in fachlicher Hinsicht als auch unter dem Gesichtspunkt der religiösen 
und ethischen Ausrichtungund ethischen Ausrichtung der Einrichtungen Rechnung getragen.
In Artikel 5 der kirchlichen Grundordnung1 wird diesbezüglich normiert, 
dass allen Mitarbeitenden ein Anspruch auf berufliche Fort- und Wei-Anspruch auf berufliche Fort- und Wei-
terbildungterbildung zusteht, die sowohl den fachlichen Erfordernissen als auch den 
ethischen und religiösen Aspekten des Dienstes Rechnung trägt. Diese Ver-
ankerung in der Grundordnung wird mit der Verpflichtung verbunden, dass 
die Dienstgeberseite allen Mitarbeitenden entsprechende Fortbildungsmög-
lichkeiten ohne Kostenbeteiligung derselben zu verschaffen habe.
Die nähere Ausgestaltung dieses Anspruchs wird jedoch nicht in der 
Grundordnung vorgenommen. Vielmehr obliegt es den jeweiligen kirch-
lichen Arbeitsvertragsregelungswerken, diese Zielsetzungen zu konkre-
tisieren und mit Inhalten zu füllen. Dementsprechend ist die Bundes-
kommission der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritas-
verbandes gefordert, im Rahmen der AVR-Normierung für eine entspre-entspre-
chende Konkretisierung chende Konkretisierung zu sorgen. Dieser Verpflichtung ist sie bislang 
nicht hinreichend nachgekommen mit der Folge, dass es gerade bei der 
Frage nach Fort- und Weiterbildungen häufig zu Unklarheiten auf Sei-
ten der Beteiligten, und zwar sowohl Dienstgeber als auch Dienstnehmer, 
kommt. Im Folgenden sollen die vorhandenen Regelungen der AVR zum 
Thema Fort- und Weiterbildung beleuchtet werden.

2. Pflichtfortbildungen auf Anordnung des Dienstgebers
Im Rahmen des dem Dienstgeber zustehenden Direktions- und Weisungs-
rechts gemäß § 106 GewO darf dieser im Rahmen billigen Ermessens 
Inhalt, Ort und Zeit der ArbeitsleistungInhalt, Ort und Zeit der Arbeitsleistung des Mitarbeiters oder der Mit-
arbeiterin näher bestimmen, soweit diese Bereiche nicht bereits durch 
den Arbeitsvertrag, eine Betriebs- bzw. Dienstvereinbarung oder mittels 
sonstiger arbeitsvertraglicher Ordnungen und Gesetze festgelegt sind. In 

1	� Grundordnung des kirchlichen Dienstes vom 22.9.1993 i.d.F. des Beschlusses der Voll-
versammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 22.11.2022.
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diesen Bereich fallen auch die Bestimmungen zur verpflichtenden Teil-
nahme an Fortbildungen, die im Rahmen der arbeitsvertraglichen Ver-
pflichtungen notwendig bzw. erforderlich sind, um den Betrieb einer Ein-
richtung sicherzustellen.
Im Rahmen der Beschäftigungsverhältnisse unterhalb der AVR wird dieser 
Dienstgeberanspruch durch die Regelung des § 4 Abs. 4 Satz 2 AVR AT § 4 Abs. 4 Satz 2 AVR AT 
konkretisiert, da es zu den allgemeinen Dienstpflichten eines jeden Mitar-
beitenden gehört, sein fachliches Können jederzeit zu erweitern. Hierunter 
fallen auch Pflichtfortbildungen.
Inhaltlich können diese Pflichtfortbildungen notwendige Fortbildungen 
beinhalten, die der Dienstgeber zum Betreiben seiner Einrichtung zwin-zwin-
gend nachweisengend nachweisen muss. Hierunter fallen beispielsweise flächendeckende 
Erste-Hilfe-Kurse, Brandschutzfortbildungen oder Fortbildungen im Rah-
men der Arbeitsstättenverordnung und des Arbeitsschutzes. Darüber hi-
naus fallen in diesen Bereich auch notwendige Fortbildungen und Schu-
lungen, die den einzelnen Dienstnehmer befähigen sollen, seine Arbeit 
ordnungsgemäß zu verrichten. ordnungsgemäß zu verrichten. Dementsprechend kann er verpflich-
tet werden, an Schulungsmaßnahmen teilzunehmen, die beispielsweise 
im Rahmen der Einführung eines neuen Patienten-Dokumentations
programms durchgeführt werden.
Die Anordnungen, an solchen Schulungen teilzunehmen, sind jedoch 
nicht willkürlich nicht willkürlich durch die Dienstgeberseite zu treffen. Vielmehr ist 
der Dienstgeber verpflichtet, die Grenzen seines Direktionsrechts (Wei-
sungsrechts) zu beachten. Dabei ist insbesondere darauf zu achten, dass 
der Dienstgeber eine ausgewogene ermessensfehlerfreieermessensfehlerfreie Entscheidung 
trifft. Insbesondere muss er im Rahmen seines Weisungsrechts die be-
rechtigten Interessen der Mitarbeitenden berücksichtigen. So dürfte eine 
Anordnung von Erste-Hilfe-Kursen, die für alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die regelmäßig in einer 5-Tage-Woche von Montag bis Frei-
tag arbeiten, verpflichtend und an einem Samstag stattfinden sollen, 
nicht ermessensfehlerfrei sein, da eine Arbeitsverpflichtung am Werktag 
Samstag nicht von der Regelhaftigkeit des Dienstes erfasst ist. Im Rah-
men eines freiwilligen Zugeständnisses seitens des Mitarbeitenden ist 
eine Durchführung zwar möglich. Anweisungen durch die Dienstgeber-
seite dürften jedoch bei Nichtbeachtung durch den Dienstnehmer nicht  
arbeitsrechtlich sanktioniert werden.
Hinsichtlich der entstehenden Kosten für Teilnahmegebühren und Mate-Kosten für Teilnahmegebühren und Mate-
rialien rialien sind diese regelmäßig durch den Dienstgeber nach § 670 BGB zu 
tragen und der Dienstnehmer ist von diesen Kosten freizustellen. Darüber 
hinaus hat der Dienstgeber nach den Regelungen der Anlage 13 AVR, die 
notwendigen Übernachtungs- und Reisekosten, soweit diese notwendig 
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für die Durchführung der Fortbildungsmaßnahmen sind, gemäß den in der 
Einrichtung geltenden Regelungen zu erstatten.
Die Zeiten, die der Dienstnehmer für die Teilnahme an diesen Fortbil-
dungsmaßnahmen aufwenden muss, sind als Arbeitszeitals Arbeitszeit durch den 
Dienstgeber anzuerkennen und zu vergüten.zu vergüten. Überschreitet der Mitarbeiter, 
unabhängig von einer Beschäftigung in Vollzeit oder Teilzeit, die durch-
schnittliche tägliche Arbeitszeit bzw. die durch Dienstplan festgelegte täg-
liche Arbeitszeit, sind die diese Zeiten überschreitenden Inanspruchnah-
men nach den Grundsätzen der Mehrarbeit bzw. Überstunden zu vergüten. 
Finden die Fort- und Weiterbildungen nicht in der Einrichtung statt, die 
der regelmäßigen Arbeitsstätte des Dienstnehmers entspricht, sind ferner 
gemäß § 6 Anlage 5 AVR notwendige Reisezeiten bis maximal 10 Stun-bis maximal 10 Stun-
den täglichden täglich als Arbeitszeit zu werten und durch den Dienstgeber auszu-
gleichen. Die Regelungen, die in § 6 Anlage 5 AVR normiert sind, gelten 
insbesondere auch für die Mitarbeitenden der Anlagen 30-33 AVR. Denn 
§ 6 Anlage 5 AVR wird für diese ausdrücklich als anwendbar erklärt (§ 1 
Abs. 2 Anlagen 30 bis 33 AVR).
In Ermangelung einer entsprechenden Regelung scheidet eine Rückzah-Rückzah-
lungsverpflichtung der Fortbildungskostenlungsverpflichtung der Fortbildungskosten seitens des Mitarbeiters auch 
nach dem Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis aus, und zwar unabhän-
gig vom Zeitpunkt nach der Fortbildung. Eine Anrechnung oder Verrech-
nung mit anderen Fort- und Weiterbildungstatbeständen findet ebenfalls 
nicht statt.

3. �Schulungsanspruch zur Qualifikation gemäß § 2a  
Anlage 33 AVR

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die in den Geltungsbereich der Anla-
ge 33 AVR fallen, steht ein gesonderter Schulungsanspruch zur Qualifi-
zierung gemäß § 2a Anlage 33 zu. Ausweislich dieser Regelung werden 
Mitarbeitenden im Erziehungsdienst pro Kalenderjahr im Rahmen der 
regelmäßigen durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit 30 Stunden 30 Stunden 
für Zwecke der Vorbereitung und Qualifizierungfür Zwecke der Vorbereitung und Qualifizierung zusätzlich zugestanden.

WICHTIG

Dabei werden diese 30 Stunden zum Zwecke der Vorbereitung und Quali-
fizierung Mitarbeitenden in Vollzeit gewährt. Bei TeilzeitkräftenTeilzeitkräften werden 
die Stunden entsprechend der individuell vereinbarten Arbeitszeit anteilig 
gewährt.
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Der Anspruch wird dahingehend konkretisiert, dass unter Mitarbeitern 
im Erziehungsdienstim Erziehungsdienst solche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verstanden 
werden, die als Kinderpfleger bzw. Sozialassistent, Heilerziehungspflege-
helfer, Erzieher, Heilerziehungspfleger, im handwerklichen Erziehungs-
dienst sowie als Leiter oder ständige Vertreter von Leitern von Kinder
tagesstätten oder Erziehungsheimen tätig sind.
Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die der Regionalkommission Nord, 
NRW, Mitte, Baden-Württemberg und Bayern angehören, werden ausweis-
lich der weiteren Anmerkungen ebenso Mitarbeitende vom Anwendungs-
bereich des § 2a Anlage 33 AVR erfasst, die eine entsprechende Tätigkeitentsprechende Tätigkeit 
ohne staatliche Anerkennung oder staatliche Prüfung ausüben. Mitarbei-
tende im handwerklichen Erziehungsdienst müssen in Einrichtungen der 
Erziehungs-, Behinderten-, Suchtkranken-, Wohnungslosen- oder Straffäl-
ligenhilfe tätig sein. Für Mitarbeiter, die in den Anwendungsbereich der 
Regionalkommission Ost fallen findet eine solche Spezifizierung nicht statt.
Erfasst werden von diesen Stunden „für Zwecke der Vorbereitung und 
Qualifizierung“ einerseits Tätigkeiten, die unmittelbar vor der erziehe-
rischen Arbeit geleistet werden. Ausweislich des Wortlauts der Regelung 
werden jedoch auch Fortbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen, die 
auf die Erhaltung und Fortentwicklung der fachlichen, methodischen Erhaltung und Fortentwicklung der fachlichen, methodischen 
oder sonstigen Kompetenz oder sonstigen Kompetenz der Mitarbeitenden für die übertragene Tätig-
keit abzielen, erfasst. Dementsprechend können die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter hierdurch weitere Fortbildungstage „generieren“.
Eine Anrechnung bzw. Verrechnung mit anderen Fortbildungstatbestän-
den ist ausgeschlossen. Dies ergibt sich aus dem Wortlaut der Regelung in 
§ 2a Satz 1 Anlage 33 AVR. In Spiegelstrichen gesetzt („– soweit gesetz-
liche Regelungen bestehen, zusätzlich zu diesen gesetzlichen Regelungen zusätzlich zu diesen gesetzlichen Regelungen 
–“) ist insofern die Normierung, dass gesetzliche Regelungen nicht berührt 
werden und die benannten Zeiten zusätzlich zu diesen gesetzlichen Re-
gelungen entstehen. Demnach können hier durch die Mitarbeitenden in 
nicht unerheblichem Umfang zusätzliche Weiterbildungen unter Kosten-
tragung und Entgeltfortzahlung des Dienstgebers geltend gemacht wer-
den. In Ermangelung von entsprechenden weitergehenden Regelungen 
dürfte jedoch eine Mitnahme dieser Zeiten Mitnahme dieser Zeiten von einem Kalenderjahr in 
das nächste ausgeschlossen sein.

WICHTIG

An dieser Stelle ist der AVR-Ordnungsgeber und damit die Bundeskommis-
sion der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes 
gefordert, eine Klarstellung oder weitere Konkretisierung vorzunehmen.
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